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Befristeter

Anstellungsvertrag

zwischen

der Zahnärztin/dem Zahnarzt.....................................................................

(im Folgenden Arbeitgeberin/Arbeitgeber genannt) 

und

der Zahnärztin/dem Zahnarzt.....................................................................................................





(im Folgenden Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer genannt)

§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer wird befristet ab dem ..................von der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber beschäftigt. 

§ 2 Tätigkeit 

1. 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer wird als Zahnärztin/Zahnarzt eingestellt. Zu den Aufgaben der Arbeitnehmerin/des Arbeitgebers gehören insbesondere………….
2.

Arbeitsort ist die Praxis der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers.

3. 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer ist zur gewissenhaften Erfüllung der ihr/ihm übertragenen, im Zusammenhang mit dem zahnärztlichen Beruf stehenden Aufgaben verpflichtet; sie/er hat sie nach bestem Wissen und Gewissen entsprechend den Regeln der zahnärztlichen Heilkunde wahrzunehmen und dabei die gesetzlichen wie auch vertraglichen Bestimmungen zu beachten. Die zahnärztlichen Leistungen erbringt sie/er in persönlicher Verantwortung. Im Übrigen unterliegt sie/er den Weisungen der Arbeitgeberin/ des Arbeitgebers. Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer hat sich mit allen vertragszahnärztlichen und berufsrechtlichen Vorschriften vertraut zu machen, bei der Behandlung der Versicherten den zahnmedizinischen Standard und evtl. vertragszahnärztliche Vorgaben zu beachten und alle Vorgänge vollständig und gewissenhaft zu dokumentieren. 

4. 

Die Ausübung einer Nebenbeschäftigung, gleich ob gegen Vergütung, unentgeltlich oder eh​renamtlich, bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers. 

§ 3 Arbeitszeit 

1. 

Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt .......... Stunden wöchentlich ohne Pausen. 

2. 

Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit sowie die Pausenregelung stimmt die Arbeitneh​merin/der Arbeitnehmer mit der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber ab. 

3. 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer ist zur Teilnahme am Notdienst verpflichtet. 

4.

Soweit erforderlich hat die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer auch außerhalb der vereinbarten Ar​beitszeiten, zum Beispiel im Rahmen des angeordneten zahnärztlichen Notdienstes zu arbei​ten. 

§ 4 Verschwiegenheitspflicht 

1. 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle vertraulichen Angelegenheiten und Vorgänge, die ihr/ihm im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis gelangen, Stillschweigen zu bewahren, auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

2. 

Die Vorschriften der ärztlichen Schweigepflicht und des Datenschutzes sind von der Arbeit​nehmerin/dem Arbeitnehmer zu beachten. 

3.
Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer bestätigt, die diesem Vertrag beigefügte Datenschutzerklärung zur Kenntnis genommen zu haben.

§ 5 Vergütung

1.

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer erhält ein monatliches Bruttogehalt in Höhe von Euro ...................., fällig jeweils am Letzten des Monats. Die Zahlung der Vergütung erfolgt bargeldlos. 

2.

Soweit darüber hinaus zusätzliche Leistungen, Gratifikationen oder sonstige Sonderzahlungen von der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber gewährt werden, sind diese auch bei mehrmaliger Zahlung freiwillig und können bei Vorliegen eines sachlichen Grundes, insbesondere bei schlechter wirtschaftlicher Lage oder Gründen im Verhalten der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers, jederzeit mit einer Frist von einem Monat widerrufen werden. 

3.

Ein Rechtsanspruch auf ein Urlaubsgeld oder ein 13. Gehalt besteht nicht. Wenn eine derartige Sonderzahlung gewährt wird, so handelt es sich um eine freiwillige Leistung, auf die auch bei mehrfacher Gewährung kein Rechtsanspruch besteht. Voraussetzung für die Gewährung eines Urlaubsgeldes ist stets, dass das Arbeitsverhältnis am Auszahlungstag weder beendet noch gekündigt ist.

§ 6 Gehaltsverpfändung oder Abtretung

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer darf ihre/seine Vergütungsansprüche aus diesem Arbeitsvertrag nur mit Zu​stimmung der Arbeitgeberin/ des Arbeitgebers an Dritte verpfänden oder abtreten. 

§ 7 Ansteckende Krankheiten

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer erklärt, daß sie/er an keiner ansteckenden Krankheit leidet und keine kör​perlichen oder gesundheitlichen Mängel verschwiegen hat, die der Verrichtung der Tätigkeit in der Praxis entgegenstehen. Sie/Er erklärt sich bereit, sich auf Verlangen einer Untersuchung zur Feststellung möglicher körperlicher oder gesundheitlicher Mängel zu unterziehen. 

§ 8 Arbeitsverhinderung 

1. 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer ist verpflichtet, der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber jede Arbeitsverhinderung und ihre vor​aussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen. 

2. 

Im Falle der Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit ist die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer verpflichtet, vor Ab​lauf des dritten Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheini​gung darüber sowie über deren voraussichtliche Dauer vorzulegen. Dauert die Arbeitsunfä​higkeit infolge Krankheit länger als in der ärztlichen Bescheinigung angegeben, ist unverzüg​lich eine ärztliche Folgebescheinigung vorzulegen. Die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber kann, soweit sie/er es für erforderlich hält, für künftige Erkrankungen die Vor​lage einer ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit an verlangen. Die Vorlagepflicht gilt nicht, soweit die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer gesetzlich krankenversichert ist und die Krankenkasse der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber die Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit elektronisch zur Verfügung stellt.

3.

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer ist verpflichtet, der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber unverzüglich die Bewilligung einer Kur oder eines Heilverfahrens anzuzeigen und den Zeitpunkt des Kurantrages mitzuteilen sowie darüber eine Bescheinigung vorzulegen, auch über die voraussichtliche Dauer einer Kur und ggf. ihre Verlängerung. 

4.

Die Anwendung des § 616 BGB wird, soweit rechtlich möglich, ausgeschlossen.

§ 9 Urlaub 

1. 

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer erhält einen Erholungsurlaub von ........... Arbeitstagen. 

2. 

Der Urlaub ist mit der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber abzustimmen. Der Urlaub soll unter Berücksichtigung der Belange der Praxis und der Wünsche der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers zusammenhängend gewährt werden. 

3.
Endet das Arbeitsverhältnis der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers vor Jahresende, hat die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer zusätzlich zum gesetzlichen Mindesurlaub einen Anspruch auf ein Zwölftel des über den gesetzlichen Mindesturlaub hinausgehenden Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses. Für den gesetzlichen Mindesturlaub gilt § 5 des Bundesurlaubsgesetzes.
§ 10 Haftung

Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer hat für ihre/seine Haftpflicht eine Berufshaftpflichtversicherung im üblichen und erforderlichen Umfang zu unterhalten. 

§ 11 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

1.

Das Arbeitsverhältnis endet am..............., ohne dass es einer Kündigung bedarf.

2.

Die ersten sechs Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit. Während der Probezeit kann das Arbeitsver​hältnis von beiden Seiten mit einer Frist von zwei Wochen schriftlich gekündigt werden. 

3.

Nach Ablauf der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen Kün​digungsfristen gekündigt werden. Soweit das Gesetz für die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber längere Kündigungsfristen vorsieht, gelten diese auch für die Arbeitnehmerin/den Arbeitnehmer. Aktuell gelten nach § 622 Absätze 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches folgende Kündigungsfristen: 

„(1) Das Arbeitsverhältnis eines Arbeiters oder eines Angestellten (Arbeitnehmers) kann mit einer Frist von vier Wochen zum Fünfzehnten oder zum Ende eines Kalendermonats gekündigt werden.

(2) Für eine Kündigung durch den Arbeitgeber beträgt die Kündigungsfrist, wenn das Arbeitsverhältnis in dem Betrieb oder Unternehmen 

1. 
zwei Jahre bestanden hat, einen Monat zum Ende eines Kalendermonats,

2.
fünf Jahre bestanden hat, zwei Monate zum Ende eines Kalendermonats,

3.
acht Jahre bestanden hat, drei Monate zum Ende eines Kalendermonats,

4.
zehn Jahre bestanden hat, vier Monate zum Ende eines Kalendermonats,

5.
zwölf Jahre bestanden hat, fünf Monate zum Ende eines Kalendermonats,

6.
15 Jahre bestanden hat, sechs Monate zum Ende eines Kalendermonats,

7.
20 Jahre bestanden hat, sieben Monate zum Ende eines Kalendermonats.“

4.

Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kündigung oder Auflösungsvertrag bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die elektronische Form ist ausgeschlossen.

5.
Sofern die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer geltend machen möchte, dass eine Kündigung sozial ungerechtfertigt oder aus anderen Gründen rechtsunwirksam ist, so muss sie/er innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kündigung Klage beim zuständigen Arbeitsgericht auf Feststellung erheben, dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung nicht aufgelöst ist, § 4 Satz 1 Kündigungsschutzgesetz.  § 7 des Kündigungsschutzgesetzes, wonach die Kündigung als von Anfang an rechtswirksam gilt, wenn die Rechtsunwirksamkeit nicht rechtzeitig geltend gemacht wird, ist auch bei einem nicht ordnungsgemäßen Nachweis der Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutzklage anzuwenden.
§ 12 Verfallfristen 

1. 

Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die mit dem Arbeitsver​hältnis in Zusammenhang stehen, verfallen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei in Textform geltend gemacht werden. 

2. 

Lehnt die Gegenseite den Anspruch ab oder erklärt sich innerhalb von vier Wochen nach der Geltendmachung des Anspruches nicht, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird. 

3.
Die vorgenannten Ausschlussfristen gelten nicht für Haftungsansprüche wegen Vorsatzes, für Ansprüche auf Mindestlohn und für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit.
§ 13 Genehmigung durch den Zulassungsausschuss

Voraussetzung für die Wirksamkeit dieser Vereinbarung ist die Genehmigung der Anstellung gemäß § 32 b der Zulassungsverordnung für Zahnärzte durch den Zulassungsausschuss bei der Kassenzahnärztlichen Vereinigung. Die Vertragsparteien verpflichten sich, einen Antrag auf Genehmigung beim Zulassungsausschuss zu stellen und das Antragsverfahren zu fördern.

§ 14 Nebenabreden 

Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages, auch durch betriebliche Übung, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Änderungen dieser Schriftformvereinbarung bedürfen ebenfalls der Schriftform.
§ 15 Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestim​mungen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung soll im Wege der An​passung eine andere angemessene Regelung gelten, die wirtschaftlich dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder gewollt haben würden, wenn sie die Unwirksamkeit der Regelung bedacht hätten. 

..........................................




....................................

Ort, Datum 






Ort, Datum 

.........................................




.....................................

Arbeitgeberin/Arbeitgeber




Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer

